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LANV und LIHK einigen sich auf neuen Gesamtarbeitsvertrag 
Mit dem Abschluss im Jubiläumsjahr der gemeinsamen Sozialpartnerschaft haben beide Seiten ein wichtiges Ziel erreicht.  

Für die Liechtensteinische In-
dustrie- und Handelskammer 
(LIHK) und den Liechtensteini-
schen ArbeitnehmerInnenver-
band (LANV) war 2024 ein 
ganz besonderes Jahr. Im Som-
mer haben beide Verbände ge-
meinsam das 75-jährige Beste-
hen ihrer Sozialpartnerschaft 
gefeiert. Aus dieser Sozialpart-
nerschaft entstand 1949 auch 
der erste Gesamtarbeitsvertrag. 
Nun, kurz vor Abschluss des Ju-
biläumsjahres, konnten sich bei -
de Seiten auf eine neue Version 
des GAV für die Metall- und 
Nichtmetallindustrie einigen, 
welcher die aktuellen Anforde-
rungen der modernen Arbeits-
welt berücksichtigt.  

Dieser tritt bereits Anfang 
2025 in Kraft und gilt für alle in-
dustriellen Mitgliedsunterneh-
men des LIHK und deren insge-

samt rund 11 000 Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter. 

Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf wird gestärkt 
Für Fredy Litscher, stellvertre-
tender LANV-Geschäftsführer, 
ist mit dem Abschluss des neu-
en GAV ein wichtiger Meilen-
stein erreicht worden: «Das war 
ein grosses Ziel, auf das wir lan-
ge hingearbeitet haben.» Als 
wichtige Neuerung bezeichnet 
Litscher unter anderem die Va-
terschaftszeit.  

Hier geht der neueste GAV 
sogar weiter, als es die gesetzli-
chen Rahmenbedingungen vor -
schreiben, was aus Sicht von 
Brigitte Haas, Geschäftsführe-
rin der Liechtensteiner Indus-
trie- und Handelskammer 
(LIHK) durchaus sinnvoll ist: 
«Das Gesetz gibt einen guten 

Rahmen, aber durch den Ge-
samtarbeitsvertrag können für 
die betreffenden Mitarbeiter 
noch bessere Bedingungen er-
arbeiten werden.» Durch die im 
GAV festgehaltenen Bestim-
mungen liessen sich zielgerich-
tete Verbesserungen erreichen, 
die auch für die entsprechende 
Branche und den Betrieb um-
setzbar seien.  

Und so beträgt die Vater-
schaftszeit ab dem Jahr 2025 
für alle Mitarbeiter der Metall- 
und Nichtmetallindustrie elf 
Tage und wird mit 100 Prozent 
des Lohns vergütet, während 
das Gesetz lediglich zehn bei ei-
ner 80-prozentigen Lohnvergü-
tung vorschreibt. Generell ver-
bessere sich mit dem neuen 
GAV die Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf, was dem 
LANV ein grosses Anliegen 

war. Zusätzlich sollen Unter-
nehmen im Rahmen ihrer Mög-
lichkeiten auch flexible Arbeits-
zeitmodelle anbieten, was gera-
de für Eltern die Attraktivität 
weiter erhöht, zu arbeiten. 

Der soziale Frieden ist auch 
in Zukunft gesichert 
Wie beide Seiten betonen, wa-
ren die Gespräche zwischen den 
Verhandlungsdelegationen äus-
serst konstruktiv. «Wir haben 
eine sehr respektvolle Sozial-
partnerschaft mit dem Arbeit-
nehmerverband», betont Bri-
gitte Haas, die vor allem die 
beiden Verhandlungsdelegatio-
nen lobend erwähnte. Dennoch 
gab es auch einige Herausfor-
derungen zu überwinden, was 
aus Sicht von Haas jedoch nicht 
ungewöhnlich ist. «Es gibt im-
mer gewisse Knackpunkte, wo 

eine Seite mehr will als die an-
dere.» Grösster Knackpunkt da-
bei war aus Sicht von Fredy Lit-
scher das Thema Arbeitszeiten. 
«Da haben wir nicht unbedingt 
offene Türen eingerannt», so 
Litscher. In der Nichtmetallin-
dustrie soll neu eine Anpassung 
in zwei Schritten auf 41,5 Stun-
den erfolgen, womit zumindest 
eine Annäherung an die Metall-
industrie (40 Stunden) erzielt 
werden konnte. «Das ist ein 
grosser Fortschritt», zeigt sich 
Litscher erfreut.  

Auch die Erhöhung der 
Sorgfalt bei der Kündigung von 
älteren Mitarbeitern sieht Lit-
scher positiv. Des Weiteren 
wurden die Mitwirkungsrechte 
der Mitarbeitenden erhöht, wo-
durch die Arbeitnehmervertre-
tungen gestärkt werden. «Dies 
war mir persönlich ein beson-

deres Anliegen», so Fredy Lit-
scher.  

Dass die Verhandlungen 
noch im Jahr 2024 abgeschlos-
sen werden konnten, stimmt 
die Beteiligten nicht nur wegen 
der hohen Symbolik des 75-jäh-
rigen Jubiläums besonders zu-
frieden, wie Brigitte Haas be-
stätigt. «Wir haben uns Anfang 
des Jahres das Ziel gesetzt, dass 
wir den neuen GAV, wenn mög-
lich, zum 1. Januar 2025 in Kraft 
treten lassen.»  

Dieses Ziel haben beide Sei-
ten erreicht. Aus Sicht von Haas 
ist der nun ausgehandelte GAV 
eine gute Grundlage, um den 
sozialen Frieden im Land zwi-
schen Arbeitgebern und Arbeit-
nehmern auch in Zukunft zu si-
chern. 
 
Tobias Soraperra

Christoph Ospelt: «Viele KMU sind sich 
nicht bewusst, was auf sie zukommt» 
Die neuen Nachhaltigkeitsregeln bedeuten einen erheblichen Mehraufwand für viele Betriebe, sagt der Geschäftsführer der Lenum AG. 

Interview: Tobias Soraperra 
 
Im Rahmen einer Veranstal-
tungsreihe, die ab Januar an der 
Universität Liechtenstein in 
Form von fünf verschiedenen 
Workshops durchgeführt wird, 
sollen Unternehmen für die 
Richtlinien für die Nachhaltig-
keit sensibilisiert und bei deren 
Einhaltung unterstützt werden. 
Christoph Ospelt, Gründer 
und Geschäftsführer der Le-
num AG, ist Teil des Teams, das 
die Veranstaltung gemeinsam 
mit der Uni organisiert hat . 

Herr Ospelt, die Veranstal-
tungsreihe trägt den Titel 
«KMU-Praxisforum: Nach-
haltigkeitsregulierung 
meistern - Chancen und 
praktische Tools für KMU». 
Worum geht es konkret? 
Christoph Ospelt: Unser Ziel ist 
es, die KMU in Liechtenstein 
und der Region bei aktuellen He-
rausforderungen, wie der wach-
senden Anzahl von Nachhal -
tigkeitsregulierungen, aktiv zu 
unterstützen. In einer gemeinsa-
men Initiative haben strate -
gische regionale Partner aus 
Liech tenstein und die Universi -
tät Liechtenstein daher dieses 
Weiterbildungsformat entwickelt, 
das speziell auf die Bedürfnisse 
von kleinen und mit tel stän di -
schen Unternehmen (KMU) aus-
gerichtet ist. Im Bereich der 
Nachhaltigkeitsregulierung gibt 
es laufend neue Richtlinien, pri-
mär aus dem Bereich der EU, an 
die auch Liechtenstein aufgrund 
seiner EWR-Mitgliedschaft ge-
bunden ist. Zurzeit sind mehrere 
neue Richtlinien in der Erarbei-
tung oder in Revision, wobei vor 
allem die Corporate Sustainabi-
lity Reporting Directive (CSRD)  
am meisten Staub aufgewirbelt 
hat. 

Worum geht es dabei genau? 
Die CSRD beinhaltet eine Aus-

weitung der Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung für Unterneh-
men in Europa. Die CSRD-Be-
richtspflicht besteht seit Anfang 
2024. Betroffen sind Unterneh-
men, die mindestens zwei der 
folgenden Anforderungen er-
füllen: mehr als 250 Beschäftig-
te, eine Bilanzsumme von mehr 
als 25 Millionen oder ein Netto-
umsatz von mehr 50 Millionen. 
Euro. Das sind europaweit im-
merhin rund 50 000 Firmen. 

Warum braucht es gerade 
jetzt diese Veranstaltungs-
reihe? 
In erster Linie geht es darum, 
das Bewusstsein zu wecken und 
den Unternehmen klarzuma-
chen, da kommt etwas auf euch 
zu. Mit unserer Veranstaltungs-
reihe möchten wir die Unter-
nehmen dabei unterstützen, das 
Ganze in einen geregelten Pro-
zess zu bringen. Es ist wichtig, 
sich bereits jetzt des Themas be-
wusst zu werden und  schon bald 
erste Schritte zu machen. Ziel 
muss es sein, die eigene Situa -
tion einzuordnen und daraus 
Verbesserungsmassnahmen ab-
zuleiten. Wenn das gelingt, wird 
die Umsetzung der Regulatorien 
zur Chance und nicht nur zu ei-
ner bürokratischen Pflicht. 

Spüren Sie Interesse an der 
Veranstaltung auch vonsei-
ten der Unternehmen? 
Die bereits zahlreichen Anmel-
dungen zeigen, dass die Unter-
nehmen mehr zum Thema wis-
sen wollen. Die Herausforde-
rung wird sein, auch jene 
Fir men zu erreichen, die zwar 
betroffen sind, sich bisher aber 
um das Thema drücken. 

Sie betonen, dass in diesem 
Bereich aktuell sehr viel 
passiert. Gibt es eine be-
stimmte Thematik, die den 
KMU zurzeit besonders 
unter den Nägeln brennt? 

Das Problem ist, es brennt den 
KMU noch nicht unter den Nä-
geln, aber es sollte. Viele sind 
sich nicht bewusst, was auf sie 
zukommt. Zwar sind die neuen 
Nachhaltigkeitsrichtlinien der 
EU in Sachen Reportingpflicht 
nach der Unternehmensgrösse 
der KMU gestaffelt. Das heisst, 
offiziell sind kleinere Geschäfte 
nicht oder nur teilweise an die -
se Richtlinien gebunden. Weil 
sie aber in der Praxis oftmals 
Zulieferer der Grossen sind, 
müssen sie die neuen Richtlini-
en ebenfalls umsetzen. Die 
grossen Firmen fordern ent-
sprechende Zahlen bei ihren 
Lieferanten ein. 

Vor welchen Schwierigkeiten 
stehen die KMU diesbezüg-
lich? 

Schlussendlich beruht das Re-
porting auf Zahlen und Daten. 
Diese wurden bislang, mit Aus-
nahme der Finanzzahlen, meist 
nicht systematisch erfasst. Es 
ist eine grosse Herausforde-
rung, ein System zu etablieren, 
das auch Zahlen zu Materialien, 
Emissionen und sozialen The-
men erfasst, und sie bedeutet, 
je nach Branche, vor allem im 
ersten Jahr einen doch recht ho-
hen Aufwand. 

Ist die Überregulierung auch 
eine Gefahr für die KMU? 
Grundsätzlich bietet die Regu-
lierung eine Chance, die Wett-
bewerbsfähigkeit zu steigern. 
Allerdings scheint sie in jüngster 
Zeit doch etwas in den bürokra-
tischen Bereich abzudriften. Es 
ist dabei zu beobachten, dass po-

litisch auch wieder eine Gegen-
bewegung erkennbar ist, noch 
bevor einige der Regulierungen 
überhaupt in nationale Gesetze 
umgesetzt wurden. Dies ist vor 
allem in Ländern wie Deutsch-
land zu sehen, in denen Firmen 
bereits heute einen sehr hohen 
bürokratischen Aufwand betrei-
ben müssen. Jetzt wird daran ge-
arbeitet, insbesondere für KMU 
grössenverträgliche Lösungen zu 
finden. Vor dem Hintergrund glo -
baler Lieferketten wären auch 
international vergleichbare An-
forderungen wünschenswert – 
Europa geht mit den Anforde-
rungen am weitesten, in an de -
ren Teilen der Welt wird mehr 
auf Freiwilligkeit gesetzt. 

Was würde sich, bezogen auf 
das Thema Nachhaltigkeit, 

aus Ihrer Sicht verbessern, 
wenn sich die Unternehmen 
selbst Nachhaltigkeitsziele 
auferlegten? 
Die Regulatorien lassen den 
Unternehmen eigentlich viele 
Freiheiten, dort anzusetzen, wo 
es am relevantesten ist und ent-
sprechend das meiste Potenzial 
für Verbesserung besteht. Ver-
gleichsweise wenige Indikato-
ren müssen von KMU zwin gend 
rapportiert werden. Wird diese 
Standortbestimmung und Ent-
wicklung der Zielsetzung als be-
wusster Prozess durchgeführt, 
wird die Vision dann auch von 
den Unternehmen mitgetragen. 
Das Reporting zeigt periodisch 
auf, wo man bezüglich der eige-
nen Zielsetzungen steht. 

Wäre es Ihrer Meinung nach 
am besten, gar keine gesetz-
lichen Regulierungen bezo-
gen auf die Nachhaltigkeit zu 
haben? 
Die Umwelt und viele soziale 
Herausforderungen haben kei-
ne eigene Stimme, weshalb es 
schon einen gesetzlichen Druck 
braucht, um einen Mindest-
standard durchzusetzen. Viele 
Unternehmen, die sich mit 
Nachhaltigkeit auseinanderset-
zen, erkennen dann, dass das 
Thema für sie eine Chance ist, 
besser zu werden. Geringerer 
Materialverbrauch und effizien-
tere Prozesse helfen dabei, Kos-
ten zu sparen. Eine glaubwürdi-
ge Nachhaltigkeitsstrategie fes-
tigt die Bindung zu Kunden und 
Mitarbeitenden. 
 

Hinweis 
Am 14. Januar 2025, von 17 bis 
19.30 Uhr, findet die Auftaktver-
anstaltung «KMU-Praxisforum: 
Nachhaltigkeitsregulierung 
meistern. Chancen und prakti-
sche Tools für KMU» an der Uni 
Liechtenstein statt. Weitere In-
formationen unter www.uni.li.

«Die zahlreichen Anmeldungen zeigen, dass die Unternehmen mehr über das Thema wissen wollen», 
betont Christoph Ospelt. Bild: Nils Vollmar
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